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1. Zum rechtlichen Charakter des Konflikts im Roten Meer 

Im Roten Meer eskaliert derzeit ein Konflikt betreffend den Schutz von Handelsschiffen und 
Handelswegen, bei dem es zu gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen Streitkräften der 
USA und Großbritannien und den Huthi-Rebellen kommt. Bei letzteren handelt es sich um eine 
schiitische, vom Iran unterstütze Rebellengruppe und Bürgerkriegspartei im Jemen, die in den 
nordwestlichen Landesteilen (inklusive die Hauptstadt) die territoriale Kontrolle hat.1 Als nicht-
staatliche bewaffnete Organisation verfügt sie über moderne Kriegswaffen wie Lang- und Mittel-
streckenraketen, Antischiffsraketen, Drohnen, Schnellboote und Seeminen. 

Fraglich bleibt, ob die Aktivitäten der Huthi auch den Tatbestand der Piraterie (Seeräuberei) er-
füllen. Nach der Definition in Art. 101 des VN-Seerechtsübereinkommens von 1982 (SRÜ)2 um-
fasst Seeräuberei jede der folgenden Handlungen: 

„jede rechtswidrige Gewalttat oder Freiheitsberaubung oder jede Plünderung, welche die Besatzung 
oder die Fahrgäste eines privaten Schiffes oder Luftfahrzeugs zu privaten Zwecken begehen und die 
gerichtet ist auf Hoher See [3] gegen ein anderes Schiff oder Luftfahrzeug oder gegen Personen oder 
Vermögenswerte an Bord dieses Schiffes oder Luftfahrzeugs (…).“ 

Zum Wesen der Piraterie gehört es, dass Seeräuber auf eigene Verantwortung und eigennützig 
tätig werden („zu privaten Zwecken“). Der Pirat setzt sich damit auch zu seiner eigenen Staatsge-
walt in Widerspruch, was die Möglichkeit einer Verfolgung durch die gesamte Staatengemein-
schaft eröffnet.4 Ist die Gewalttat dagegen durch einen Staat legitimiert, so liegt keine Piraterie 
vor. Zum Teil wird auch vertreten, dass Gewalttaten, die aus rein politischen Motiven, nicht aber 
zum Zwecke der eigenen wirtschaftlichen Bereicherung durchgeführt werden, nicht unter den 
Begriff der Seeräuberei fallen.5 Problematisch erweist sich die Rechtslage im Hinblick auf nicht 
anerkannte Rebellen und Bürgerkriegsparteien. Deren Akte sind in der Praxis oft als Piraterie 

 

1 Näher dazu Guido Steinberg, „Die schiitische Internationale“, SWP Aktuell Nr. 59 (Oktober 2018), 
https://www.swp-berlin.org/publications/products/aktuell/2018A59_sbg.pdf. 

2 Text abrufbar unter: https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:1998:179:0003:0134:DE:PDF.  

3 In der tlw. nur 20 km breiten Meerenge der Schifffahrtsstraße Bab el-Mandab („Tor der Tränen“), die das Rote 
Meer mit dem Golf von Aden verbindet, stoßen die Hoheitsgebiete (sog. „Küstenmeer“, das gem. Art. 3 SRÜ ma-
ximal 12 Seemeilen ab Basislinie breit sein darf) des Jemens, Eritreas und Dschibutis zum Teil unmittelbar anei-
nander, so dass dort rechtlich gesehen keine „Hohe See“ existiert (zum Regime der Meerengen vgl. Art. 34 ff. 
SRÜ). 

4 Art. 100 des Seerechtsübereinkommens lautet: „Alle Staaten arbeiten in größtmöglichem Maße zusammen, um 
die Seeräuberei auf Hoher See oder an jedem anderen Ort zu bekämpfen, der keiner staatlichen Hoheitsgewalt 
untersteht.“ Piraten werden daher auch als „Feinde der Menschheit“ (hostes humani generis) bezeichnet. 

5 Shaw, International Law, Cambridge, 8. Aufl. 2017, S. 458; zweifelnd insoweit Tanaka, The International Law 
of the Sea, Cambridge, 3. Aufl. 2019, S. 453. Ob die Definition im SRÜ das heutige Phänomen der Piraterie noch 
voll erfasst, bezweifelt Evans, International Law, Oxford, 3. Aufl. 2010, S. 666 f. 

https://www.swp-berlin.org/publications/products/aktuell/2018A59_sbg.pdf
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:1998:179:0003:0134:DE:PDF
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qualifiziert worden. In der Literatur wird dagegen zum Teil die Auffassung vertreten, dass organi-
sierte Aufständische keine Piraten seien.6 

Die USA, Großbritannien, Australien, die Niederlande, Kanada und Bahrain bekämpfen die 
Huthi-Rebellen gemeinsam im Rahmen der Operation Prosperity Guardian7 – einer „Coalition of 
the Willing“ –, wobei zuletzt auch Stellungen der Huthi im Jemen durch die Streitkräfte der USA 
und Großbritannien bombardiert wurden. 

Ob die Feindseligkeiten im Roten Meer nach völkerrechtlichen Kriterien schon die Schwelle zu 
einem (nicht-internationalen) „bewaffneten Konflikt“ zwischen den USA sowie Großbritannien 
(bzw. den Teilnehmerstaaten von Prosperity Guardian) und den Huthi-Rebellen erreicht haben, 
ist fraglich. Internationale Straftribunale haben diese Schwelle als einen Zustand von anhalten-
der bewaffneter Gewalt („protracted armed violence“) zwischen staatlichen Streitkräften und be-
waffneten und organisierten nicht-staatlichen Gruppen umschrieben.8 Erforderlich sind mithin 
Kampfhandlungen von einer gewissen Dauer und Intensität. Ob insoweit die seit Ende Novem-
ber 2023 auftretenden Übergriffe der Rebellen auf Handelsschiffe ausreichen, lässt sich nicht 
ohne weiteres beurteilen. Über den Rechtscharakter eines Konflikts entscheidet kein internatio-
nales Gremium; vielmehr kommt es auf die Sichtweise der beteiligten Staaten an. 

Die politischen Statements der Staatengemeinschaft vermeiden den Begriff des „bewaffneten 
Konflikts“; die Rede ist vielmehr von „Präzisionsschlägen“ und von einer „internationalen Her-
ausforderung“. Überdies wollen die Staaten zum Abbau von Spannungen und zur Wiederherstel-
lung von Stabilität im Roten Meer beitragen. In einer Gemeinsamen Erklärung der Regierungen 
Australiens, Bahrains, Dänemarks, Deutschlands, Kanadas, der Niederlande, Neuseelands, der 
Republik Korea, des Vereinigten Königreichs und der Vereinigten Staaten heißt es:  

„In Anerkennung des breiten Konsenses, wie er von 44 Ländern weltweit am 19. Dezember 2023 zum 
Ausdruck gebracht wurde, sowie der Erklärung des VN-Sicherheitsrats vom 1. Dezember 2023, in 
der die Angriffe der Huthi auf Handelsschiffe bei ihrer Fahrt durch das Rote Meer verurteilt werden, 
haben unsere Regierungen am 3. Januar 2024 eine Gemeinsame Erklärung herausgegeben, in der sie 
ein sofortiges Ende illegaler Angriffe forderten und warnten, dass böswillige Akteure zur Rechen-
schaft gezogen würden, sollten sie weiterhin Menschenleben, die Weltwirtschaft und den freien Ver-
kehr von Waren auf den zentralen Seewegen der Region bedrohen. Ungeachtet dieser deutlichen 
Warnung wurden die Angriffe im Roten Meer fortgeführt; unter anderem wurden am 9. Januar 2024 

 

6 Näher Wolfrum, in: Vitzthum (Hrsg.), Handbuch des Seerechts, München 2006, Kap. 4 Rn. 51 ff. (54). 

7  Vgl. näher Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestags, Sachstand „Die Angriffe der Huthi auf die 
Handelsschifffahrt im Roten Meer und im Golf von Aden sowie die Reaktionen der internationalen Staatenge-
meinschaft auf diese Gewalt – Sicherheitspolitische Implikationen“ (WD 2 – 3000 – 005/24) sowie  
Agentur Reuters vom 22. Dezember 2023, „What is U.S.-led Red Sea coalition and which countries are backing 
it?“, https://www.reuters.com/world/us-red-sea-taskforce-gets-limited-backing-some-allies-2023-12-20/. 

8 Vgl. ICTY 2.10.1995, The Prosecutor v. Dusko Tadić, IT-94-1-AR72, Appeals Chamber, Rn. 70. Auch die Exis-
tenz von militärischen Befehls- und Führungsstrukturen sowie die territoriale Kontrolle durch den nicht-staatli-
chen Gewaltakteur sprechen für die Annahme eines bewaffneten Konflikts (vgl. Fink/Gillich, Humanitäres Völ-
kerrecht, 2023, Kap. 18 Rn. 47). 

https://www.reuters.com/world/us-red-sea-taskforce-gets-limited-backing-some-allies-2023-12-20/
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zahlreiche Raketen und Einweg-Angriffsluftfahrzeuge auf Schiffe im Roten Meer abgefeuert, darunter 
US-amerikanische Schiffe und Schiffe des Vereinigten Königreichs (…). 

Als Reaktion auf die fortgeführten illegalen, gefährlichen und destabilisierenden Angriffe der Huthi 
auf Schiffe auch der Handelsschifffahrt bei ihrer Fahrt durch das Rote Meer haben die Streitkräfte 
der Vereinigten Staaten und des Vereinigten Königreichs mit Unterstützung der Niederlande, Kana-
das, Bahrains und Australiens im Einklang mit dem naturgegebenen Recht auf individuelle und 
kollektive Selbstverteidigung, das mit der VN-Charta in Übereinstimmung steht, gemeinsame 
Schläge gegen eine Reihe von Zielen in von den Huthi kontrollierten Gebieten in Jemen durchge-
führt. Durch diese Präzisionsschläge sollten die Fähigkeiten, die die Huthi nutzen, um den Welthan-
del und das Leben internationaler Seeleute auf einem der weltweit wichtigsten Seewege zu bedro-
hen, gestört und geschwächt werden. 

Die mehr als zwei Dutzend Angriffe, die die Huthi seit Mitte November auf Handelsschiffe verübt 
haben, stellen eine internationale Herausforderung dar. Die heutige Maßnahme bezeugt ein gemein-
sames Bekenntnis zur Freiheit der Schifffahrt, zum Welthandel und zur Verteidigung des Lebens von 
Seeleuten vor illegalen und nicht zu rechtfertigenden Angriffen. Unser Ziel ist nach wie vor der 
Abbau von Spannungen und die Wiederherstellung von Stabilität im Roten Meer, aber unsere Bot-
schaft ist klar und deutlich: Wir werden im Angesicht fortdauernder Bedrohungen nicht zögern, 
Menschenleben zu verteidigen und den freien Verkehr von Waren auf einem der weltweit wichtigs-
ten Seewege zu schützen.“9 

Die USA weisen auf ein Eskalationspotential für den Fall hin, dass Marine-Streitkräfte von 
Huthi-Rebellen attackiert werden – so wie im Dezember 2023 bereits der Zerstörer der US-Navy 
USS Carney.10 In einer Erklärung von US-Verteidigungsminister Austin heißt es: „[…] if neces-
sary, we will take follow-on actions to protect U.S. forces […]. We will not hesitate to defend our 
forces, the global economy, and the free flow of legitimate commerce in one of the world's vital 
waterways.“11 Interessanterweise verweisen die USA in diesem Zusammenhang auch auf die 
Aufrechterhaltung einer „regelbasierten Ordnung“ („upholding the rules-based international or-
der“). 

In der völkerrechtlichen Literatur finden sich (noch) keine eindeutigen Statements zum Rechts-
charakter des Konflikts. Jedoch erscheint es nach Beginn der US-Militärschläge gegen Huthi- 
Stellungen auf dem jemenitischen Festland problematisch, rechtliche Grundlagen unterhalb der 

 

9  Vgl. Presseerklärung des Auswärtigen Amts vom 12. Januar 2024, https://www.auswaertiges-amt.de/de/news-
room/-/2640090. 

10 Vgl. Bericht der FR v. 5. Dezember 2023, https://www.merkur.de/politik/rotes-meer-pentagon-amerikanisches-
kriegsschiff-angriff-zr-92709040.html. 

11  „Statement by Secretary of Defense Lloyd J. Austin III on Coalition Strikes in Houthi-Controlled Areas of 
Yemen“, 11. Januar 2024, https://www.defense.gov/News/Releases/Release/Article/3643830/statement-by-se-
cretary-of-defense-lloyd-j-austin-iii-on-coalition-strikes-in-ho/; 
zu den wirtschaftlichen Auswirkungen der Angriffe der Huthi-Rebellen siehe: Wissenschaftliche Dienste des 
Deutschen Bundestags, Dokumentation „Auswirkungen der Angriffe auf die Handelsroute im Roten Meer auf 
die deutsche und europäische Wirtschaft“ (WD 5 – 3000 – 016/24). 

https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/-/2640090
https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/-/2640090
https://www.merkur.de/politik/rotes-meer-pentagon-amerikanisches-kriegsschiff-angriff-zr-92709040.html
https://www.merkur.de/politik/rotes-meer-pentagon-amerikanisches-kriegsschiff-angriff-zr-92709040.html
https://www.defense.gov/News/Releases/Release/Article/3643830/statement-by-secretary-of-defense-lloyd-j-austin-iii-on-coalition-strikes-in-ho/
https://www.defense.gov/News/Releases/Release/Article/3643830/statement-by-secretary-of-defense-lloyd-j-austin-iii-on-coalition-strikes-in-ho/
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Schwelle des humanitären Völkerrechts zu identifizieren, das erst (und nur) in einem „bewaffne-
ten Konflikt“ anwendbar ist. Auch stellt sich dann die Frage, ob ein (singulärer) bewaffneter 
Konflikt zwischen den USA und den Rebellen auch die anderen Teilnehmerstaaten der Opera-
tion Prosperity Guardian im Roten Meer als (staatliche) Konfliktparteien einschließt, die bislang 
keine Militärschläge gegen Huthi-Stellungen im Jemen durchgeführt haben. 

„Taking the United States as a case study, the start point could be the Houthi attack on USS Mason, 
which is already sufficient to trigger the U.S. right of national self-defence, as the International Court 
of Justice has observed in the Oil Platforms case, and as plain common sense would attest. […]. But 
that is a jus ad bellum question and whether that armed attack by the Houthis upon a U.S. warship 
also triggers an armed conflict between the United States and the Houthi NSAG is less clear. And, 
at any rate, such characterisation depends upon whether the United States wishes to see it as such. 
If it does, and the organisation and intensity criteria are met (and they could be), then the apparent 
U.S. intention to target Houthi rocket and UAV infrastructure ashore could be governed by LOAC 
[Law of armed conflict], thus making the LOAC targeting rules applicable.[12] 

However, if the United States does not determine that there is a United States-Houthi NIAC [Non-
International Armed Conflict] in the Yemen and Red Sea area, then targeting the infrastructure 
ashore (which can no longer be labelled “military objectives” as LOAC does not de jure apply) be-
comes more problematic. At this point that hoary old interpretive issue that has so vexed some op-
erations in the past – what, precisely, is the legal basis (if any) for proactive lethal targeting that is 
not LOAC based, but is also not founded in the “Caroline” requirements of self-defence – will inevi-
tably raise its head once more. Another interesting question that could arise from the Operation 
Prosperity Guardian context is whether conflict aggregation can also work in reverse. That is, could 
a series of separate attacks on U.S., UK, French, and other warships be aggregated to meet (in partic-
ular) the intensity criteria in terms of Houthi conduct, to create a single NIAC between the Houthis, 
on one side, and the warship flag States (collectively) on the other.“13 

 

12 Geht man von einem bewaffneten Konflikt aus, so wäre, da einer der Konfliktparteien ein nicht-staatlicher Ak-
teur ist, das Recht des nicht-internationalen bewaffneten Konflikts anwendbar. Zwar haben die USA das Zusatz-
protokoll II zu den Genfer Konventionen, welches den nicht-internationalen bewaffneten Konflikt regelt, nicht 
ratifiziert. Entsprechend der international weitgehend anerkannten „Gewohnheitsrechtsstudie“ des Internatio-
nalen Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) gelten dessen Regeln aber weitgehend auch gewohnheitsrechtlich. 

13 Rob McLaughlin, „Houthi Operations in the Red Sea and LOAC?“, Lieber Institute West Point, 8. Januar 2024, 
https://lieber.westpoint.edu/houthi-operations-red-sea-loac/.  
Der Beitrag befasst sich zudem mit verschiedenen rechtlichen Modellen einer Ausweitung eines bewaffneten 
Konflikts, z.B. durch den sog. „spill-over-Effekt“ oder eine Ansammlung („aggregation“) mehrerer Konflikte, 
wobei sich ein und dieselbe Konfliktpartei mehrerer nicht-staatlicher Gegner erwehren muss. So könnte auch 
der bewaffnete Konflikt zwischen der Hamas und Israel, das von den Huthi-Rebellen aus dem Jemen heraus 
mit Langstreckenraketen bekämpft wird, und der Konflikt im Roten Meer rechtlich zu einem einzigen Konflikt 
(„Flächenbrand“) verschmelzen. 

https://lieber.westpoint.edu/houthi-operations-red-sea-loac/
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2. VN-Sicherheitsrat zur Situation im Roten Meer 

Mit seiner Resolution 2722 (2024) vom 10. Januar 202414 verurteilte der VN-Sicherheitsrat die 
Angriffe der Huthi und verlangte deren Einstellung. Er bekräftigte das bereits mit Resolution 
2216 (2015)15 verhängte Waffenembargo gegen die Huthi. Eine Ermächtigung zur Anwendung 
von Waffengewalt gegen die Rebellengruppe nach Kap. VII der VN-Charta (sog. „Sicherheitsrats-
mandat“) sprach der VN-Sicherheitsrat jedoch nicht aus. 

3. Verteidigung von Handelsschiffen durch Kriegsschiffe des Flaggenstaates 

Mangels eines Mandats des VN-Sicherheitsrats stützen sich die USA16 und Großbritannien auf 
das Selbstverteidigungsrechts nach Art. 51 VN-Charta. In einer Stellungnahme der britischen  
Regierung heißt es: 

„Military intervention to strike carefully identified targets in order to effectively downgrade the 
Houthi’s capabilities and deter further attacks was lawfully taken. It was necessary and proportionate 
to respond to attacks by the Houthis and this was the only feasible means available to deal with such 
attacks. The UK is permitted under international law to use force in such circumstances where acting 
in self-defence is the only feasible means to deal with an actual or imminent armed attack and where 
the force used is necessary and proportionate. The Government will notify the United Nations Secu-
rity Council of the actions it has taken under Article 51 of the United Nations Charter.“17 

3.1. Völkerrechtslehre 

Dass sich militärische Selbstverteidigungshandlungen auch gegen nicht-staatliche Akteure selbst 
(wie die Huthi-Rebellen) richten können, ohne dass es auf die Zurechnung der Angriffe zu einem 
anderen Staat (Jemen) ankommt, wird in der Völkerrechtslehre zunehmend vertreten; auch inter-
nationale Praxis (vgl. Bekämpfung des sog. IS in Syrien) scheint in diese Richtung zu deuten.18 
Entscheidend soll es darauf ankommen, ob die nicht-staatlichen Gewaltakteure – wie die Huthi 
im Jemen – eigenständige territoriale Kontrolle über ein bestimmtes Gebiet ausüben, von dem aus 
der Angriff gesteuert worden ist. 

 

14  S/RES/2722 (2024), https://www.un.org/Depts/german/sr/sr_24/sr2722.pdf. 

15  S/RES/2216 (2015), 14. April 2015, https://documents-dds-ny.un.org/doc/UN-
DOC/GEN/N15/103/74/PDF/N1510374.pdf?OpenElement. 

16  Vgl. dazu „Statement by Secretary of Defense Lloyd J. Austin III on Coalition Strikes in Houthi-Controlled Areas 
of Yemen“, 11. Januar 2024: „The United States maintains its right to self-defense.“ 

17  Government of UK: The legality of UK military action to target Houthi facilities in Yemen on 12 January 2024, 
https://www.gov.uk/government/publications/summary-of-the-uk-government-legal-position-the-legality-of-uk-
military-action-to-target-houthi-facilities-in-yemen/summary-of-the-uk-government-legal-position-the-legality-
of-uk-military-action-to-target-houthi-facilities-in-yemen. 

18 Näher dazu Arnauld, Völkerrecht, Heidelberg, 5. Aufl. 2023, Rn. 1130 m.w.N. 

https://www.un.org/Depts/german/sr/sr_24/sr2722.pdf
https://documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/N15/103/74/PDF/N1510374.pdf?OpenElement
https://documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/N15/103/74/PDF/N1510374.pdf?OpenElement
https://www.gov.uk/government/publications/summary-of-the-uk-government-legal-position-the-legality-of-uk-military-action-to-target-houthi-facilities-in-yemen/summary-of-the-uk-government-legal-position-the-legality-of-uk-military-action-to-target-houthi-facilities-in-yemen
https://www.gov.uk/government/publications/summary-of-the-uk-government-legal-position-the-legality-of-uk-military-action-to-target-houthi-facilities-in-yemen/summary-of-the-uk-government-legal-position-the-legality-of-uk-military-action-to-target-houthi-facilities-in-yemen
https://www.gov.uk/government/publications/summary-of-the-uk-government-legal-position-the-legality-of-uk-military-action-to-target-houthi-facilities-in-yemen/summary-of-the-uk-government-legal-position-the-legality-of-uk-military-action-to-target-houthi-facilities-in-yemen
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Über das Selbstverteidigungsrecht eines Flaggenstaates zugunsten seiner Handelsschiffe, die 
sich außerhalb der eigenen Territorialgewässer befinden, wird in der wissenschaftlichen Literatur 
indes seit Jahrzehnten kontrovers diskutiert.19 Teile des anglo-amerikanischen Schrifttums  
akzeptieren ein staatliches Selbstverteidigungsrecht auch gegen Angriffe auf Handelsschiffe unter 
gleicher Flagge.20 Das Operational Law Handbook der US-Streitkräfte geht von einem Verteidi-
gungsbegriff aus, der keinen „armed attack“, sondern lediglich einen „hostile intent“ bzw. einen 
„hostile act“ seitens des Gegners voraussetzt. Verteidigung kann überdies zugunsten von privaten 
Handelsschiffen und US-Bürgern (!) ausgeübt werden: 

„Commanders always retain the inherent right and obligation to exercise unit self-defense in re-
sponse to a hostile act or demonstrated hostile intent. [… National Self Defense is] defense of the 
United States, U.S. forces, and, in certain circumstances, U.S. persons and their property and/or 
U.S. commercial assets from a hostile act or demonstration of hostile intent.“21 

Das anglo-amerikanische Schrifttum beruft sich u.a. auf die Oil Platform-Rechtsprechung des 
IGH,22 der die „Verteidigungsfähigkeit“ eines Handelsschiffes unter gleicher Flagge grundsätzlich 
akzeptiert hat. Allerdings hat der IGH gleichzeitig bezweifelt, ob die Schwelle zum armed attack 
in einem solchen Fall überschritten werden kann. Auch in der deutschsprachigen Literatur wird 
regelmäßig darauf hingewiesen, dass Übergriffe auf ein einzelnes Handelsschiff regelmäßig 
(noch) nicht die Schwelle des „bewaffneten Angriffs“ erreichen.23 Dies unterscheidet Handels-
schiffe von Kriegsschiffen, die als staatlicher „Außenposten“ einen völkerrechtlich besonderen 
Schutz genießen.24 Vor diesem Hintergrund wird einem Selbstverteidigungsrecht der USA mit 

 

19  Vgl. Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestags, WD 2 - 3000 - 088/19, „Rechtliche Spielräume für 
ein militärisches Engagement zum Schutze von Handelsschiffen und Schifffahrtswegen in der Straße von  
Hormuz“, S. 18-24 (Punkte 3.3. und 3.4.), https://www.bundestag.de/re-
source/blob/662182/538b949609413c9d4a09085975ee6ec1/WD-2-088-19-pdf-data.pdf. 

20  Vgl. z.B. Raap, Dominic, „Armed attack after the Oil Platforms Case“, in: Leiden Journal of International Law, 
Vol. 17 (2004), S. 719-735 (727 f.), https://www.cambridge.org/core/services/aop-cambridge-core/con-
tent/view/B339C7D76BDFB706A4D1D1211A9EA552/S0922156504002201a.pdf/armed_attack_af-
ter_the_oil_platforms_case.pdf. Ochoa-Ruiz, Natalia / Salamanca-Aguado, Esther, „Exploring the Limits of  
International Law relating to the Use of Force in Self-defense“, in: EJIL (2005), Vol. 16 No. 3, S. 499-524, 
http://ejil.org/pdfs/16/3/306.pdf. Randelzhofer/Nolte, in: Simma u.a. (Hrsg.), The Charter of the United Nations. 
A Commentary, Vol. II, Oxford, 3. Aufl. 2012, Art. 51 Rdnr. 27 m.w.N. 

21 National Security Law Department. The Judge Advocate General’s Legal Center and School (ed.), Operational 
Law Handbook 2022, S. 107; zur Definition auch S. 108, https://tjaglcs.army.mil/docu-
ments/35956/56931/2022+Operational+Law+Handbook.pdf. 

22  Iranian Oil Platform-Case (Iran vs. USA), Urteil vom 6. November 2003, ICJ Rep. 2003, S. 161, para 64, 
https://www.icj-cij.org/files/case-related/90/090-20031106-JUD-01-00-EN.pdf. 

23  V gl. Verdross/Simma, Universelles Völkerrecht, Berlin: Duncker, 3. Aufl. 1984, Rn. 472 f. Krieger, in: Schmidt-
Bleibtreu/Hofmann/Henneke (Hrsg.), Grundgesetz. Kommentar, Köln, 14. Aufl. 2018, Art. 87a Rn. 17. 

24  Vgl. Gutachten WD 2-3000-036/16 v. 22. Februar 2016, „Zur rechtlichen Stellung deutscher Kriegsschiffe“ 
https://www.bundestag.de/resource/blob/416630/5ddcacaa80b4b5a7cce39c19edd20434/WD-2-036-16-pdf-
data.pdf. Gewaltsame Übergriffe auf staatliche Kriegsschiffe sind gem. Art. 3 lit. d) der VN-Aggressionsdefini-
tion (GA Res. 3314 (XXIX), 14. Dez. 1974), die zur Auslegung von Art. 51 VN-Charta herangezogen wird, als An-
griff auf das Territorium eines Staates zu werten und berechtigen zur Selbstverteidigung. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/662182/538b949609413c9d4a09085975ee6ec1/WD-2-088-19-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/662182/538b949609413c9d4a09085975ee6ec1/WD-2-088-19-pdf-data.pdf
https://www.cambridge.org/core/services/aop-cambridge-core/content/view/B339C7D76BDFB706A4D1D1211A9EA552/S0922156504002201a.pdf/armed_attack_after_the_oil_platforms_case.pdf
https://www.cambridge.org/core/services/aop-cambridge-core/content/view/B339C7D76BDFB706A4D1D1211A9EA552/S0922156504002201a.pdf/armed_attack_after_the_oil_platforms_case.pdf
https://www.cambridge.org/core/services/aop-cambridge-core/content/view/B339C7D76BDFB706A4D1D1211A9EA552/S0922156504002201a.pdf/armed_attack_after_the_oil_platforms_case.pdf
https://tjaglcs.army.mil/documents/35956/56931/2022%20Operational%20Law%20Handbook.pdf
https://tjaglcs.army.mil/documents/35956/56931/2022%20Operational%20Law%20Handbook.pdf
https://www.icj-cij.org/files/case-related/90/090-20031106-JUD-01-00-EN.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/416630/5ddcacaa80b4b5a7cce39c19edd20434/WD-2-036-16-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/416630/5ddcacaa80b4b5a7cce39c19edd20434/WD-2-036-16-pdf-data.pdf
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Blick auf die Attacken der Huthi auf Zerstörer der US-Navy in der Völkerrechtslehre uneinge-
schränkt zugestimmt.25 

Akzeptiert man dagegen auch den Angriff auf private Handelsschiffe als verteidigungsrelevant 
i.S.d. Art. 51 VN-Charta und akzeptiert man darüber hinaus eine Rebellengruppe als „Aggressor“ 
i.S.d. Art. 51 VN-Charta, dann würden Auseinandersetzungen zwischen nicht-staatlichen Akteu-
ren („Privaten“) nunmehr komplett einem Recht unterfallen, das traditionell zur Regelung zwi-
schenstaatlicher Konflikte konzipiert wurde. In einem Völkerrechtsblog zum Konflikt im Roten 
Meer wird diese „Privatisierung“ des Völkerrechts kritisch gesehen:  

„If one accepts that a non-state actor can also be the author of an armed attack, do we accept that an 
attack against a non-state vessel from a non-state actor qualifies as triggering the right of self-defence? 
And in the present case, against vessels from States with different flags. How much water can this 
wine bear before its stops being wine?“26 

Nicht von ungefähr betont die britische Rechtsposition in ihrem „Art. 51-Schreiben“ an den VN-
Sicherheitsrat, dass der Angriff auf britische Handelsschiffe im Zusammenhang mit dem Angriff 
auf einen Lenkwaffenzerstörer der Royal Navy zu sehen sei. In dem bereits erwähnten Völker-
rechtsblog heißt es dazu: 

„In its letter to the UNSC (S/2024/25), the UK seems somewhat more to the point mentioning that the 
decision to react must be seen ‘in view of the armed attack against HMS Diamond and the ongoing 
risk to British ships,’ thereby dividing into an armed attack against a warship and – the more general 
– ‘risks’ for commercial shipping. […] By explicitly underlining the attacks on warships, it seems to 
have fulfilled the criterion that the attacks are directed against the armed forces of a State, leaving it 
unnecessary to argue in detail whether the attacks against merchant shipping are ground for triggering 
the right of self-defence.“27 

3.2. Staatenpraxis 

Interessant erscheint auch ein Blick auf die Staatenpraxis. Vor allem während des ersten Golf-
krieges in den 1980er Jahren verteidigten die USA im sog. „Tankerkrieg“ die unter US-Flagge 
fahrenden kuwaitischen Tanker gegen iranische Angriffe. Die USA, aber auch Großbritannien 

 

25 Vgl. James Kraska, „Attacks on U.S. Warships Justify Self-Defense Against Houthi Forces Ashore“, Lawfare,  
2. Januar 2024, https://www.lawfaremedia.org/article/attacks-on-u.s.-warships-justify-self-defense-against-
houthi-forces-ashore#:~:text=The%20international%20law%20on%20the,Sea%20and%20Gulf%20of%20Aden 
sowie Martin Fink, „Protecting commercial shipping with strikes into Yemen: Do attacks against merchant ship-
ping trigger the right of self-defence?“, EJIL: Talk! 26. Januar 2024, https://www.ejiltalk.org/protecting-commer-
cial-shipping-with-strikes-into-yemen-do-attacks-against-merchant-shipping-trigger-the-right-of-self-de-
fence/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_campaign=ejil-talk-newsletter-post-title_2. 

26 Martin Fink, „Protecting commercial shipping with strikes into Yemen: Do attacks against merchant shipping 
trigger the right of self-defence?“, EJIL: Talk! 26. Januar 2024, https://www.ejiltalk.org/protecting-commercial-
shipping-with-strikes-into-yemen-do-attacks-against-merchant-shipping-trigger-the-right-of-self-de-
fence/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_campaign=ejil-talk-newsletter-post-title_2. 

27 Ebda. 

https://www.lawfaremedia.org/article/attacks-on-u.s.-warships-justify-self-defense-against-houthi-forces-ashore#:~:text=The%20international%20law%20on%20the,Sea%20and%20Gulf%20of%20Aden
https://www.lawfaremedia.org/article/attacks-on-u.s.-warships-justify-self-defense-against-houthi-forces-ashore#:~:text=The%20international%20law%20on%20the,Sea%20and%20Gulf%20of%20Aden
https://www.ejiltalk.org/protecting-commercial-shipping-with-strikes-into-yemen-do-attacks-against-merchant-shipping-trigger-the-right-of-self-defence/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_campaign=ejil-talk-newsletter-post-title_2
https://www.ejiltalk.org/protecting-commercial-shipping-with-strikes-into-yemen-do-attacks-against-merchant-shipping-trigger-the-right-of-self-defence/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_campaign=ejil-talk-newsletter-post-title_2
https://www.ejiltalk.org/protecting-commercial-shipping-with-strikes-into-yemen-do-attacks-against-merchant-shipping-trigger-the-right-of-self-defence/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_campaign=ejil-talk-newsletter-post-title_2
https://www.ejiltalk.org/protecting-commercial-shipping-with-strikes-into-yemen-do-attacks-against-merchant-shipping-trigger-the-right-of-self-defence/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_campaign=ejil-talk-newsletter-post-title_2
https://www.ejiltalk.org/protecting-commercial-shipping-with-strikes-into-yemen-do-attacks-against-merchant-shipping-trigger-the-right-of-self-defence/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_campaign=ejil-talk-newsletter-post-title_2
https://www.ejiltalk.org/protecting-commercial-shipping-with-strikes-into-yemen-do-attacks-against-merchant-shipping-trigger-the-right-of-self-defence/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_campaign=ejil-talk-newsletter-post-title_2
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und Italien, haben dabei regelmäßig deutlich gemacht, dass sie einen gewaltsamen Übergriff auf 
ein Handelsschiff unter ihrer Flagge als „bewaffneten Angriff“ i.S.v. Art. 51 VN-Charta ansehen.28 
Außerhalb von bewaffneten Konflikten zeigt sich die Praxis der Flaggenstaaten eher reserviert, 
Übergriffe auf eines ihrer Handelsschiffe als „bewaffneten Angriff“ zu bezeichnen und auf das 
Selbstverteidigungsrecht zu rekurrieren. So hatte Großbritannien während eines Vorfalls in der 
Straße von Hormuz im Jahre 2019 die Festsetzung des britischen Tankers Stena Impero durch 
den Iran (nur) als hostile act bezeichnet, vermied aber den Begriff armed attack. In einem Schrei-
ben an den VN-Sicherheitsrat qualifizierte Großbritannien den Vorfall als illegal interference.29 

3.3. Zum Verteidigungsbegriff des Grundgesetzes  

Der Verteidigungsbegriff des Grundgesetzes, der deutlich enger ist als das Verständnis in der 
angloamerikanischen Völkerrechtswissenschaft und -praxis (s.o. 3.1.), ist völkerrechtskonform im 
Lichte des völkerrechtlichen Verteidigungsbegriffs auszulegen. Hinsichtlich der Zulässigkeit der 
Verteidigung von Handelsschiffen und Seewegen ergibt sich aber völkerrechtlich kein klares 
Bild. So wird in der Völkerrechtslehre bezweifelt, ob „common interests of the freedom of the sea 
qualify as something that can be defended under Art. 51 of the UN-Charter.“30  

Jenseits der Territorial- und Bündnisverteidigung lässt sich der Verteidigungsbegriff des Grund-
gesetzes indes nicht beliebig ausweiten und funktionalisieren.31 So mag der verfassungsrechtli-
che Verteidigungsauftrag der Streitkräfte Politik oder Militär dazu verleiten, auch über eine „Ver-
teidigung“ von freien Seehandelswegen einschließlich der dahinter stehenden wirtschaftlichen 
Interessen des Staates (Zugang zu Rohstoffen etc.) nachzudenken.32 Eine Interpretation, die den 
Verteidigungsbegriff an den politisch gewünschten Einsatzzweck koppelt, leistet jedoch einer 
Verschiebung von „Territorialverteidigung“ in Richtung „Interessenverteidigung“ Vorschub. 

 

28  Mahmoudi, Said, Transit Passage, in: Max Planck Encyclopedia of Public International Law [MPEPIL],  
Oxford (Stand: März 2008), Rn. 30, https://opil.ouplaw.com/view/10.1093/law:epil/9780199231690/law-
9780199231690-e1231. Lerche, Clemens, Militärische Abwehrbefugnisse bei Angriffen auf Handelsschiffe, 
Frankfurt 1993, S. 34 ff. 

29  DW, 21.7.2019, https://www.dw.com/en/britain-calls-stena-impero-oil-tanker-seizure-hostile-act-as-iran-relea-
ses-video-of-capture/a-49676942. 

30 Martin Fink, „Protecting commercial shipping with strikes into Yemen: Do attacks against merchant shipping 
trigger the right of self-defence?“, EJIL: Talk! 26. Januar 2024, https://www.ejiltalk.org/protecting-commercial-
shipping-with-strikes-into-yemen-do-attacks-against-merchant-shipping-trigger-the-right-of-self-de-
fence/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_campaign=ejil-talk-newsletter-post-title_2  

31  Zur „Sinnvariabilität“ des Verteidigungsbegriffes vgl. Depenheuer, „Der verfassungsrechtliche Verteidigungsauf-
trag der Bundeswehr“, in: DVBl. 1997, S. 685 ff. Zur „Ausdehnung“ des Art. 51 VN-Charta vgl. Ronzitti,  
Natalino, „The Expanding Law of Self-Defence”, in: Journal of Conflict & Security Law Vol. 11 (2006),  
S. 343-359 (350), https://academic.oup.com/jcsl/article/11/3/343/793725. 

32  Erinnert sei an eine Diskussion über die Äußerungen des Alt-Bundespräsidenten Horst Köhler im Jahre 2010:  
SZ v. 21.3.2012, „Köhler: Krieg für freien Handel“, https://www.sueddeutsche.de/politik/bundeswehreinsaetze-
koehler-wirtschaftsinteressen-militaerisch-durchsetzen-1.950594. 

https://opil.ouplaw.com/view/10.1093/law:epil/9780199231690/law-9780199231690-e1231
https://opil.ouplaw.com/view/10.1093/law:epil/9780199231690/law-9780199231690-e1231
https://www.dw.com/en/britain-calls-stena-impero-oil-tanker-seizure-hostile-act-as-iran-releases-video-of-capture/a-49676942
https://www.dw.com/en/britain-calls-stena-impero-oil-tanker-seizure-hostile-act-as-iran-releases-video-of-capture/a-49676942
https://www.ejiltalk.org/protecting-commercial-shipping-with-strikes-into-yemen-do-attacks-against-merchant-shipping-trigger-the-right-of-self-defence/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_campaign=ejil-talk-newsletter-post-title_2
https://www.ejiltalk.org/protecting-commercial-shipping-with-strikes-into-yemen-do-attacks-against-merchant-shipping-trigger-the-right-of-self-defence/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_campaign=ejil-talk-newsletter-post-title_2
https://www.ejiltalk.org/protecting-commercial-shipping-with-strikes-into-yemen-do-attacks-against-merchant-shipping-trigger-the-right-of-self-defence/?utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_campaign=ejil-talk-newsletter-post-title_2
https://academic.oup.com/jcsl/article/11/3/343/793725
https://www.sueddeutsche.de/politik/bundeswehreinsaetze-koehler-wirtschaftsinteressen-militaerisch-durchsetzen-1.950594
https://www.sueddeutsche.de/politik/bundeswehreinsaetze-koehler-wirtschaftsinteressen-militaerisch-durchsetzen-1.950594
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4. Militärische Nothilfe zugunsten von Handelsschiffen 

Im Seevölkerrecht wird die Auffassung vertreten, dass es gewohnheitsrechtlich zulässig sei, dass 
Kriegsschiffe (oder Flugzeuge) Handelsschiffen, die unter der gleichen Flagge fahren, Schutz ge-
gen rechtswidrige Übergriffe eines anderen Staates gewähren und ihnen Hilfe leisten. Dies gelte 
nicht nur in bewaffneten Konflikten, sondern auch in Friedenszeiten.33 So erlaube es das Völker-
recht, in Meerengen demonstrativ „Flagge zu zeigen“ und Handelsschiffen militärisch zur Hilfe 
zu kommen, wenn diese gewaltsam unter Waffeneinsatz an der völkerrechtlich garantierten fried-
lichen Durchfahrt gehindert oder festgesetzt werden.34 

Nothilfe und Selbstverteidigungsrecht weisen zwar Überschneidungen auf und zielen in die glei-
che Richtung, unterscheiden sich jedoch als rechtliches Konzept: Anders als das Selbstverteidi-
gungsrecht hat das Nothilferecht keine vertragliche Verankerung in Art. 51 VN-Charta erfahren, 
sondern wurzelt allein im Völkergewohnheitsrecht. Das Nothilferecht erlaubt – unter Anwen-
dung von Gewalt – eine unmittelbare und am Postulat der Verhältnismäßigkeit orientierte militä-
rische Hilfeleistung vor Ort. Damit darf im Rahmen der Nothilfe ein unmittelbar bevorstehender 
oder noch andauernder Übergriff auf das Handelsschiff abgewehrt werden. Militärische Nothilfe 
erweist sich jedoch in zeitlicher, räumlicher und rechtlicher Hinsicht begrenzter als das Selbst-
verteidigungsrecht. Im Gegensatz zum Selbstverteidigungsrecht rechtfertigt das Nothilferecht für 
den Fall, dass ein Angreifer-Staat das Handelsschiff festgesetzt und in den heimischen Hafen ver-
bracht hat, kein gewaltsames Vorgehen des Flaggenstaates gegen militärische Ziele des Angreifer-
Staates auf dessen Territorium. 

Aufschlussreich erscheinen in diesem Zusammenhang die Diskussion im Rahmen der EU über 
die völkerrechtlichen Grundlagen der geplanten EU-Mission im Roten Meer, über die offensicht-
lich noch keine Einigung hergestellt werden konnte. Das Auswärtige Amt berichtet in einer  
„Diplomatischen Korrespondenz“ vom 22. Januar 2024: 

„Die Diskussion in der PMG [35] drehte sich schwerpunktmäßig um den von uns eingebrachten Absatz 
zur völkerrechtlichen Eingriffsgrundlage, der von SWE dahingehend angepasst wurde, dass das  
Völkergewohnheitsrecht im Mittelpunkt steht. FRA ließ anschließend Art. 51 der VN-Charta ganz her-
ausstreichen mit dem Hinweis, dass die USA diesen für Vorgehen gegen Huthi-Stellungen auf YEM 

 

33  Heintschel v. Heinegg, in: Vitzthum (Hrsg.), Handbuch des Seerechts, Beck: München 2006, Kap. 7 Rdnr. 68. 
Lerche, Clemens, Militärische Abwehrbefugnisse bei Angriffen auf Handelsschiffe, Frankfurt 1993, S. 207. 

34  So Stein, Torsten, Völkerrechtliche und verfassungsrechtliche Fragen des Schutzes der deutschen Handelsflotte 
durch die Bundesmarine, in: Ipsen/ Schmidt-Jortzig (Hrsg.), Recht – Staat – Gemeinwohl. Festschrift für  
Dietrich Rauschning, Köln u.a.: Heymanns 2001, S. 487-500 (490). 

35 Vgl. Rat der EU, https://www.consilium.europa.eu/de/council-eu/preparatory-bodies/politico-military-group/: 
„Die Gruppe ´Politisch-militärische Angelegenheiten` [engl.: Political Military Group, PMG] führt Vorberei-
tungsarbeiten im Bereich der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) für das Politische 
und Sicherheitspolitische Komitee (PSK) aus. Sie befasst sich mit den politischen Aspekten militärischer bzw. 
zivil-militärischer Angelegenheiten der EU; dazu gehören Konzepte und Fähigkeiten ebenso wie Operationen 
und Missionen.“ 

https://www.consilium.europa.eu/de/council-eu/preparatory-bodies/politico-military-group/
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Staatsgebiet als Grundlage genannt hätten und die EU eben ein solches Vorgehen ausschließen solle. 
[…].“36 

5. Bundeswehreinsatz im Rahmen eines kollektiven Sicherheitssystems 

Bereits im Jahre 1987 hatte es während des ersten Golfkrieges offenbar ein Ersuchen der US-Re-
gierung an Deutschland gegeben, Minensuchboote der Bundesmarine für die Sicherung der freien 
Schifffahrt im Golf abzustellen, was unter Hinweis auf die damalige Verfassungslage abschlägig 
beschieden wurde.37 

Eine Beteiligung der Deutschen Marine an Auslandseinsätzen zur Überwachung von maritimen 
Handelsrouten oder zum Schutz von deutschen Handelsschiffen vor Attacken durch nicht-staatli-
che bewaffnete Gruppen oder Piraten wäre nach h.A. nicht allein auf der Grundlage des Verteidi-
gungsauftrags (Art. 87a Abs. 1 und 2 GG) möglich. Seit der AWACS-Entscheidung des BVerfG 
von 1994 hat sich Art. 24 Abs. 2 GG als exklusiver verfassungsrechtlicher Handlungsrahmen für 
Auslandseinsätze der Bundeswehr etablieren können. Dem Rekurs auf Art. 24 Abs. 2 GG liegt 
der Gedanke zugrunde, dass der Einsatz deutscher Streitkräfte in glaubwürdiger Weise multinati-
onal eingehegt sein muss; Alleingänge deutscher Streitkräfte sollen der Vergangenheit angehö-
ren.38 Dem ist die deutsche Verfassungspraxis bis heute ausnahmslos gefolgt. Das BVerfG hat im 
Lissabon-Urteil in einem obiter dictum feststellt, dass der „Auslandseinsatz der Streitkräfte […] 
außer im Verteidigungsfall nur in Systemen gegenseitiger kollektiver Sicherheit erlaubt (Art. 24 
Abs. 2 GG) [ist]“.39  

Ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit ist nach Auffassung des BVerfG dadurch gekenn-
zeichnet, dass es durch ein „friedenssicherndes Regelwerk und den Aufbau einer eigenen Orga-
nisation für jedes Mitglied einen Status völkerrechtlicher Gebundenheit begründet, der wechsel-
seitig zur Wahrung des Friedens verpflichtet und Sicherheit gewährt.“40 Ein solches System setzt 

 

36 Ständige Vertretung Deutschlands bei der EU, ID: BRUEEU_2024-01-22_78344, 22. Januar 2024, https://eudo-
xap.bundestag.btg:8443/eudox/dokumentInhalt?id=409639&latestVersion=true&type=5&lang=DE. 

37  Vgl. dazu Hahn, Michael, „Völkerrechtliche Praxis der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1987“, in: ZaöRV 
1989, S. 520 ff. (617 Nr. 119) m.w.N., https://www.zaoerv.de/49_1989/49_1989_3_b_520_630.pdf. 
Vgl. zur verfassungsrechtlichen Diskussion Giegerich, Thomas, “The German Contribution to the Protection of 
Shipping in the Persian Gulf: Staying out for Political or Constitutional Reasons?,” in: ZaöRV 1989, S. 1 ff. 

38  So Nolte, Georg, „Bundeswehreinsätze in kollektiven Sicherheitssystemen“, in: ZaöRV 1994, 652 ff. (658). 
Ebenso Röben, Volker, „Der Einsatz der Streitkräfte nach dem Grundgesetz“, in: ZaöRV 2003, S. 585 ff. (291). 

39  BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 30. Juni 2009 - 2 BvE 2/08 - Rn. 254, 
http://www.bverfg.de/e/es20090630_2bve000208.html. 

40  BVerfGE 90, 286 (349), Urteil vom 12. Juli 1994 - AWACS. Zum Begriff des kollektiven Sicherheitssystems vgl. 
Streinz, in: Sachs (Hrsg.), GG-Kommentar, München, 9. Aufl. 2021, Art. 24, Rn. 61 ff. 

https://eudoxap.bundestag.btg:8443/eudox/dokumentInhalt?id=409639&latestVersion=true&type=5&lang=DE
https://eudoxap.bundestag.btg:8443/eudox/dokumentInhalt?id=409639&latestVersion=true&type=5&lang=DE
http://www.bverfg.de/e/es20090630_2bve000208.html
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damit schon begrifflich eine gewisse institutionelle Verfestigung und eine vertragliche Grund-
lage voraus.41 „Koalitionen der Willigen“ (wie die Operation Prosperity Guardian) sind lose Zu-
sammenschlüsse gleichgesinnter Staaten, die sich entsprechend ihren nationalen Fähigkeiten 
und Prioritäten an einer Operation beteiligen. Solche ad hoc-Koalitionen sind nach einhelliger 
Auffassung kein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit.42 Dies schließt jedoch eine militäri-
sche Zusammenarbeit zwischen Prosperity Guardian und der geplanten EU-Operation im Roten 
Meer nicht aus. 

Die EU hat sich mittlerweile zu einem kollektiven Sicherheitssystem nach den Kriterien des  
Art. 24 Abs. 2 GG entwickelt. Dies entspricht der einhelligen Auffassung des europarechtlichen 
Schrifttums.43 Das Mandat der EU-Operation44 soll – im Gegensatz zu Prosperity Guardian – aber 
nicht zu Militärschlägen gegen Stellungen der Huthi im Jemen ermächtigen und wird daher wo-
möglich weniger zur Schwächung der Rebellengruppe beitragen können. Geplant ist vielmehr 
eine vergleichsweise defensive Operation, bei der Kriegsschiffe teilnehmender Staaten den atta-
ckierten Handelsschiffen im Rahmen des gewohnheitsrechtlich anerkannten Nothilferechts in 
einer akuten Notsituation zur Hilfe kommen sollen und dabei herannahende Flugkörper, Droh-
nen etc. abschießen dürfen. Diese Handlungen verbleiben regelmäßig unterhalb der Schwelle ei-
nes „bewaffneten Konflikts“. 

 

 

 

*** 

 

41  Heintschel v. Heinegg, in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), GG-Kommentar, München, 3. Aufl. 2020, Art. 24 Rdnr. 31. 

42  Röben, Volker, Der Einsatz der Streitkräfte nach dem Grundgesetz, in: ZaöRV 2003, S. 585-603 (591). 

43  Vgl. nur Thym, Daniel, „Verfassungsrechtliche Grundlagen der deutschen Beteiligung an der gemeinsamen  
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP)“, in: EuR-Beiheft 2010, S. 186. Faßbender, Bardo, Militärische 
Einsätze der Bundeswehr, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts Bd. XI, Heidelberg 3. Aufl. 
2013, § 244, Rn. 74. Heinschel v. Heinegg, in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), GG-Kommentar, München: Beck, 3. 
Aufl. 2020, Art. 24, Rn. 33.3. Röben, Volker, Der Einsatz der Streitkräfte nach dem Grundgesetz, in: ZaöRV 2003, 
S. 585-603 (590). Frenz, Walter, „Deutsche Streitkräfte bei EU-Missionen und gemeinsame Verteidigung nach 
Lissabon“, in: NZWehrr 2010, S. 187-198 (192). Epping, in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), Grundgesetz. Kommentar, 
München, 3. Aufl. 2020, Art. 87a Rn. 20.1. sowie WD 2 - 3000 - 022/15 vom 5. Februar 2015, „Die EU als System 
gegenseitiger kollektiver Sicherheit“, https://www.bundestag.de/re-
source/blob/437606/c3c8c87db9f2eb274c0f018cf00195f5/WD-2-022-15-pdf-data.pdf. 

44 Zu der geplanten EU-Operation am Horn von Afrika und im Roten Meer wird auf die Ausführungen des Referats 
EU 6 der Bundestagsverwaltung verwiesen. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/437606/c3c8c87db9f2eb274c0f018cf00195f5/WD-2-022-15-pdf-data.pdf
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